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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
11. Juni 1990 
 

 

 

Az: 2 RU 59/89 

 

 

................................................, 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
 
Süddeutsche Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft, 
Mainz-Weisenau, Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 

 
Beklagte und Revisionsbeklagte. 

 
Prozeßbevollmächtigter:   ............................................................... 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  
11. Juni 1990 in Berlin durch den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  K r a s n e y ,   die  
Richter   v o n  W u l f f e n   und   Dr.  B u r c h a r d t   sowie die ehrenamtlichen  
Richter   F a u p e l   und   H a n e l 
für Recht erkannt: 
 
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts für das Saarland  
vom 17. Oktober 1989 wird zurückgewiesen. 
 
Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist der Anspruch der Klägerin auf Hinterbliebenenrente aus der gesetz-

lichen Unfallversicherung nach ihrem am 17. September 1981 tödlich verun-

glückten Ehemann. 

 

Der Verstorbene war mit einem Geschäftsanteil von 60 vH als Gesellschafter 

an der auf seinen Namen lautenden B.       B.    GmbH, 

Kraftfahrzeugmechanikerbetrieb, in S.        beteiligt. Die restlichen Anteile hielt 

die Klägerin. Der Ehemann der Klägerin war alleiniger Geschäftsführer, 

alleinvertretungsbefugt und als Kfz-Meister handwerklich im Unternehmen tätig. 

Am 17. September 1981 verunglückte er tödlich nach Angaben der Klägerin bei 

einer Geschäftsfahrt: Sie - die Klägerin - sei mit einem Vorführwagen zu einer 

Interessentin nach Saarbrücken unterwegs gewesen. Nachdem ein Schaden 

aufgetreten sei, habe sie ihren Ehemann telefonisch gebeten, zu dem 

liegengebliebenen Fahrzeug zu kommen, um es wieder fahrtüchtig zu machen. 

Auf der Fahrt dorthin habe er einen Verkehrsunfall erlitten, an dessen Folgen er 

noch an der Unfallstelle verstorben sei. 

 

Mit Bescheid vom 2. November 1981 lehnte es die Beklagte ab, der Klägerin 

Entschädigungsleistungen zu gewähren, weil der Verstorbene wegen der Höhe 

seiner Beteiligung am Stammkapital der GmbH als versicherungsfreier Unter-

nehmer anzusehen sei. Auch habe er von der Möglichkeit einer freiwilligen Ver-

sicherung keinen Gebrauch gemacht. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte zur Gewährung von Hinterbliebenen-

leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung verurteilt (Urteil vom 

10. Februar 1983). Es habe ein formal-rechtliches Versicherungsverhältnis vor-

gelegen, weil für den Verstorbenen - wenn auch ohne namentliche Nennung im 

Lohnnachweis - Beiträge an die Beklagte im pauschalen Verfahren abgeführt 

worden seien. Auf die Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) das ange-

fochtene Urteil aufgehoben und die Sache an das SG zurückverwiesen (Urteil 

vom 5. Februar 1985). Zwar sei ein Versicherungsschutz nach § 539 Abs 1 

Nr 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO) zu verneinen, weil der Ehemann 

der Klägerin als Geschäftsführer der GmbH mit einer Mehrheitsbeteiligung als 

Gesellschafter nicht abhängig tätig gewesen sei. Auch eine Formalversicherung 

habe nicht vorgelegen. Aus den Angaben des Unternehmens in den Lohn-

nachweisen für die Jahre 1978 bis 1980 sei nicht zu erkennen gewesen, daß 
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die gemeldeten Entgeltsummen auch das Gehalt (oder Anteile davon) des Ver-

storbenen enthielten. Eine Formalversicherung lasse sich auch nicht im Zu-

sammenhang mit Leistungen aus Unfällen des Verstorbenen in den Jahren 

1978 und 1979 herleiten, da an den Ehemann der Klägerin bei keinem der bei-

den Unfälle irgendwelche Leistungen erbracht worden seien. Das SG habe je-

doch die Prüfung unterlassen, ob der Ehemann der Klägerin arbeitnehmerähn-

lich tätig gewesen sei und demzufolge nach § 539 Abs 2 RVO unter Versiche-

rungsschutz gestanden habe. 

 

Mit Urteil vom 2. Juli 1987 hat das SG die Klage abgewiesen, weil der 

Ehemann der Klägerin keine arbeitnehmerähnliche Tätigkeit ausgeübt habe; 

vielmehr sei er wie ein Unternehmer tätig geworden. Das LSG hat durch Urteil 

vom 17. Oktober 1989 die auf Gewährung von Witwenrente gerichtete Berufung 

zurückgewiesen. Bei der zum Unfall führenden Fahrt zu dem liegengebliebenen 

Fahrzeug sei der Ehemann der Klägerin nicht wie ein Arbeitnehmer gemäß 

§ 539 Abs 2 RVO tätig geworden. Diese Fahrt und die beabsichtigte Reparatur 

habe nämlich zu seinem Tätigkeitsbereich als ständig mitarbeitender und für 

den technischen Bereich verantwortlicher alleingeschäftsführender Gesell-

schafter und Kfz-Mechanikermeister gehört. 

 

Mit der - vom LSG zugelassenen - Revision rügt die Klägerin eine Verletzung 

formellen (§ 103 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-) und materiellen Rechts 

(§ 539 Abs 2 RVO). Sie - die Klägerin - habe die Firma in ihren lebenswichtigen 

Teilen - Neuwagenverkauf geführt und beherrscht, wohingegen sich die Tätig-

keit ihres Ehemanns allein auf die eines Kfz-Meisters und die Arbeit in der 

Werkstatt beschränkt habe. Die Organisation und der kaufmännische Teil des 

Unternehmens seien allein ihr vorbehalten und überlassen gewesen. Im 

übrigen habe das LSG unter Verletzung des § 103 SGG angebotene Beweise 

fehlerhaft nicht ausgeschöpft. Bei richtiger Verfahrensweise wäre festgestellt 

worden, daß ihr Ehemann eine der Firma dienende Tätigkeit ausgeführt habe, 

die ihrer Art nach nicht unternehmerisch, sondern sonst von Personen 

verrichtet werde, die in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stünden.  

 

Die Klägerin beantragt, 

die Urteile des LSG für das Saarland vom 17. Oktober 1989 und des 

SG für das Saarland vom 2. Juli 1987 aufzuheben und die Beklagte 

unter Abänderung des Bescheides vom 2. November 1981 zu verurtei-

len, ihr Witwenrente zu gewähren. 
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Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 

 

 

II 

 

Die Revision ist nicht begründet. 

 

Der Anspruch der Klägerin auf Witwenrente (§§ 589 Abs 1 Nr 3, 590 RVO) setzt 

zunächst voraus, daß ihr Ehemann im Zeitpunkt des Unfalls unter dem Schutz 

der gesetzlichen Unfallversicherung stand. Zutreffend hat das LSG den im 

Revisionsverfahren allein noch streitigen Versicherungsschutz nach § 539 

Abs 2 RVO verneint (zur Bindung - auch des Bundessozialgerichts (BSG) - an 

die Rechtsansicht des LSG in seinem ersten - unangefochtenen Berufungs-

urteil, hier zur Verneinung des Versicherungsschutzes nach § 539 Abs 1 Nr 1 

RVO und aufgrund einer Formalversicherung, s BSG SozR Nr 6 zu § 159 

SGG). 

 

Nach § 539 Abs 2 RVO sind gegen Arbeitsunfall solche Personen versichert, 

die wie ein nach § 539 Abs 1 RVO Versicherter tätig werden. Nach der ständi-

gen Rechtsprechung des Senats setzt diese Vorschrift voraus, daß eine ernstli-

che, einem fremden Unternehmen dienende, dem Willen des Unternehmers 

entsprechende Tätigkeit vorliegt, die ungeachtet des Beweggrundes des Tätig-

werdens ihrer Art nach sonst von einer Person verrichtet werden könnte, wel-

che in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis steht (s ua BSG SozR 2200 

§ 539 Nr 55 sowie Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 11. Aufl, 

S 475 m/n, jeweils mwN). 

 

Zur Frage des Versicherungsschutzes eines geschäftsführenden Gesellschaf-

ters einer GmbH hat der Senat in seinem Urteil vom 25. Oktober 1989 (2 RU 

12/89 - HV-Info 1990, 112, 117) entschieden, daß für die Tätigkeit als Ge-

schäftsführer, die nicht nach § 539 Abs 1 Nr 1 RVO versichert ist, auch kein 

Versicherungsschutz nach § 539 Abs 2 RVO gegeben ist (so auch BSG SozR 

Nr 30 zu § 539 RVO sowie BSGE 42, 1, 3). Versicherungsschutz im Rahmen 

dieser Vorschrift ist ausgeschlossen, wenn ein geschäftsführender Gesell-

schafter, der aufgrund seiner Kapitalbeteiligung maßgeblichen Einfluß auf die 

Entscheidungen der Gesellschaft hat, im Rahmen seines eigenen Unterneh-

mens tätig wird, dh für dieses Unternehmen Tätigkeiten verrichtet, die zu 
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seinem Aufgabenbereich gehören (s Brackmann aaO S 476h mwN). Er ist dann 

nicht wie ein nach § 539 Abs 1 Nr 1 RVO Versicherter (§ 539 Abs 2 RVO), son-

dern wie ein Unternehmer tätig. Um eine solche Tätigkeit hat es sich nach dem 

festgestellten Sachverhalt gehandelt. 

 

Dabei kann auch hier dahinstehen, ob im Einzelfall bei einer Tätigkeit des Ge-

schäftsführers für die Gesellschaft außerhalb seiner Geschäftsführertätigkeit 

Versicherungsschutz nach § 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVO besteht (s Urteil 

des Senats vom 25. Oktober 1989 aaO). Denn nach den bindenden Feststel-

lungen des LSG war der Ehemann der Klägerin bei der Unglücksfahrt im Rah-

men seiner Geschäftsführertätigkeit unterwegs. Sein Wirkungsbereich war in-

nerhalb der auf seinen Namen lautenden Firma, die in der Handwerksrolle als 

Kraftfahrzeugmechanikerbetrieb eingetragen war, auf seine Berufsausbildung 

als Kfz-Mechaniker bezogen. Der Aufgabenbereich der Klägerin hingegen um-

faßte den Neuwagenverkauf einschließlich der damit im Zusammenhang ste-

henden schriftlichen Arbeiten sowie den gesamten Bürobetrieb. Die zum Unfall 

führende Tätigkeit des Ehemanns der Klägerin und die beabsichtigte Reparatur 

gehörte damit zu seinem betrieblichen Tätigkeitsbereich als selbständig mitar-

beitender und für den technischen Bereich verantwortlicher allein geschäfts-

führender Gesellschafter und Kfz-Mechanikermeister. Wie das LSG zutreffend 

darauf hinweist, betraf die unfallbringende Fahrt bei Berücksichtigung der über-

ragenden Gesellschafterstellung des Verstorbenen aufgrund seines Geschäfts-

anteils von 60 vH des Stammkapitals und seiner alleinigen Geschäftsführung 

zugleich den Wirkungsbereich des eigenen Unternehmens; er war somit unter-

nehmerähnlich tätig. 

 

Entgegen der Auffassung der Revision mußte sich das Berufungsgericht auch 

nicht nach § 103 SGG zu weiteren Ermittlungen gedrängt fühlen, insbesondere 

mußte sich dem Berufungsgericht nicht aufdrängen, weitere, von der Klägerin 

teils im erstinstanzlichen, teils im Berufungsverfahren beantragte Beweise zur 

Arbeitsteilung zwischen ihr und dem Verstorbenen zu erheben (vgl hierzu BSG 

SozR 1500 § 103 Nr 25 und § 160 Nr 5). Das Berufungsgericht ist von der von 

der Klägerin vorgetragenen Arbeitseinteilung ausgegangen. Es hat ausgeführt, 

daß die zum Unfall führende Tätigkeit nicht nur den Wirkungsbereich des eige-

nen Unternehmens betraf, sondern auch in diesem Rahmen zum eigentlichen 

Tätigkeitsbereich des Verstorbenen gehörte. Nichts anderes gilt für die Rüge 

der Klägerin, das LSG hätte ihren Beweisantritt, daß die Existenz der GmbH 

nicht auf dem Reparaturbetrieb, sondern auf dem Neuwagenverkauf beruht 

habe, nachgehen müssen. Das Berufungsgericht hat dazu im übrigen festge-

stellt, daß Gegenstand des Unternehmens ein Kfz-Mechanikerbetrieb mit zu-
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letzt einerseits fünf Lehrlingen und Gesellen im Bereich Kfz-Reparatur mit dem 

Verstorbenen als sachkundigem Leiter und andererseits einer Bürokraft im 

Verwaltungsbereich war. Für eine ordnungsgemäße Verfahrensrüge wäre 

außerdem unter diesen Umständen zumindest erforderlich gewesen, ua die 

Einnahmen, Betriebskosten und erzielten Gewinne aus beiden Sparten darzu-

legen, zumal nach dem Lohnnachweis der GmbH beispielsweise für 1980 im 

Bereich Kundendienst/Kfz-Reparatur ein Arbeitsentgelt von 58.516 DM und im 

Bereich Verwaltung ein solches von 12.530 DM gemeldet wurde. 

 

Die Revision war daher zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7  

 
 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

